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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Bildung und Wissenschaft (21 . Ausschuß) 


zu dem Antrag der Fraktion der SPD 
— Drucksache 12/416 — 


Aktionsprogramm zur Sicherung der beruflichen Bildung in den neuen Ländern 


A. Problem 

Derzeitige schwierige Lage in den neuen Ländern für die Jugend- 
lichen, die eine qualifizierte Ausbildung suchen. 


B. Lösung 

Aufforderung an die Bundesregierung, unverzüglich ein Aktions- 
programm zur Sicherung der beruflichen Bildung in den neuen 
Ländern vorzulegen und gemeinsam mit allen berufsbüdungspoli- 
tisch Verantwortlichen zu realisieren. 

Ablehnung der Vorlage im Ausschuß mit den Stimmen der Frak- 
tionen der CDU/CSU und FDP. 


C. Alternativen 

Entfallen 


D. Kosten 

Nach Angaben der Antragsteller ist das Aktionsprogramm zur 
Sicherung der beruflichen Bildung in den neuen Ländern auf vier 
Jahre angelegt. Die Kosten dieses Aktionsprogramms betragen 
danach für den Bund (einschließlich Bundesanstalt für Arbeit) ins- 
gesamt 3,37 Mrd. DM, wovon 600 Mio. DM im Haushaltsjahr 1991, 
950 Mio. DM im Haushaltsjahr 1992, 1 000 Mio. DM im Haushalts- 
jahr 1993 und 820 Mio. DM im Haushaltsjahr 1994 aufzubringen 
sind. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag der Fraktion der SPD — Drucksache 12/416 — abzu- 
lehnen. 

Bonn, den 19. Juni 1991 

Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 

Eckart Kuhlwein Dr.-Ing. Rainer Jork Günter Rixe 

Vorsitzender Berichterstatter 


Dirk Hansen 
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Bericht der Abgeordneten Dr.-Ing. Rainer Jork, Günter Rixe und Dirk Hansen 


Der Antrag der Fraktion der SPD — Drucksache 
12/416 — wurde dem Deutschen Bundestag am 
24. April 1991 zugeleitet. Er wurde in der 25. Sitzung 
am 14. Mai 1991 beraten und an den Ausschuß für 
Bildung und Wissenschaft zur federführenden, dem 
Ausschuß für Wirtschaft, dem Ausschuß für Arbeit und 
Sozialordnung, dem Ausschuß für Frauen und Jugend 
sowie dem Haushaltsausschuß zur mitberatenden Be- 
handlung überwiesen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat nicht votiert. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat am 
19. Juni 1991 den Antrag der Fraktion der SPD mit den 
Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und der FDP 
gegen die Stimmen der Fraktion der SPD bei Abwe- 
senheit der Gruppen der PDS/Linke Liste und BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 

Der Ausschuß für Frauen und Jugend hat am 12. Juni 
1991 den Antrag der Fraktion der SPD sowie eine 
ergänzende Stellungnahme der Fraktion der SPD mit 
den Stimmen der Fraktion der CDU/CSU gegen die 
Stimmen der Fraktion der SPD und der Gruppe der 
PDS/Linke Liste bei Abwesenheit der Fraktion der 
FDP und der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ab- 
gelehnt. 

Die ergänzende Stellungnahme sah vor: 

— Befürwortung der Durchführung eines Aktions- 
programms zur Sicherung der beruflichen Bildung 
in den neuen Ländern mit dem Ziel, die drohende 
Jugendarbeitslosigkeit abzuwenden und eine Ab- 
wanderung der Jugendlichen in die alten Länder 
zu verhindern. 

— Aufforderung an die Bundesregierung, dem Deut- 
schen Bundestag auf der Grundlage der Druck- 
sache 12/416 ein entsprechendes Programm vorzu- 
legen. 

— Aufforderung an die Bundesregierung, geeignete 
Maßnahmen zur Sicherung einer qualifizierten 
Ausbildung, insbesondere von Mädchen und jun- 
gen Frauen in den neuen Ländern, zu ergreifen mit 
dem Ziel, die hohe Frauenerwerbsquote zu erhal- 
ten und damit auch für Frauen eine gesicherte Exi- 
stenzgrundlage im vereinten Deutschland zu ge- 
währleisten. 

Der Haushaltsausschuß hat am 12. Juni 1991 den An- 
trag der Fraktion der SPD mit der Mehrheit der Koali- 
tionsfraktionen gegen die Stimmen der Fraktion der 
SPD und des Vertreters der Gruppe der PDS/Linke 
Liste bei Abwesenheit des Vertreters der Gruppe 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 


Der federführende Ausschuß hat den Antrag der SPD 
in seiner Sitzung am 19. Juni 1991 abschließend bera- 
ten und ihn mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
gegen die Stimmen der Fraktion der SPD bei Abwe- 
senheit des Vertreters der Gruppe der PDS/Linke 
Liste abgelehnt. 

Die Fraktion der SPD äußerte sich vor allem zu den 
Sofortmaßnahmen des auf vier Jahre angelegten Ak- 
tionsprogramms: 

— Die Treuhandanstalt müsse verpflichtet werden, 
bei der Veräußerung und bei der Sanierung von 
Betrieben und Betriebsteilen sicherzustellen, daß 
die Ausbildungskapazitäten erhalten blieben. 

— Die qualifizierte Ausbüdung von sogenannten 
„Konkurslehrlingen" müsse gesichert werden, in- 
dem die Kosten für die Ausbildungsvergütungen 
denjenigen Betrieben bzw. außerbetrieblichen 
Ausbildungsstätten erstattet würden, bei denen 
die betroffenen Jugendlichen ihre Ausbildung zu 
Ende führen könnten. 

— Für alle privaten Unternehmen müsse mit Beginn 
des Ausbildungsjahres am 1. September 1991 ein 
Zuschuß in Höhe von 5 000 DM je Auszubildenden 
und je Ausbildungsjahr gewährt werden, wenn die 
Ausbildungsquote fünf Prozent der am 1. Mai 1991 
Beschäftigten (ohne Auszubildende) übersteige. 

— Eine finanzielle Hilfe des Bundes zum Erhalt von 
Vollzeitberufsschulen sei unumgänglich, wie dies 
in den siebziger Jahren bei den Berufsschulen in 
den alten Bundesländern der Fall gewesen sei. 

— Die für 1991 bereitgestellten Haushaltsmittel zur 
Förderung der außerbetrieblichen Ausbildung 
müßten folgerichtig auch in den folgenden Jahren 
bereitgestellt werden. 

Die Fraktion der CDU/CSU stellte mit den im Antrag 
der Fraktion der SPD angeführten Vorschlägen weit- 
gehende inhaltliche Übereinstimmung fest. Sie wür- 
den in vielen Einzelheiten den von der Bundesregie- 
rung bereits eingeleiteten Maßnahmen entsprechen. 
Die Fraktion schlug vor, im September 1991 zu prüfen, 
ob das Regierungsprogramm geholfen habe. Den An- 
trag der Fraktion der SPD lehne sie ab. 

Die Fraktion der FDP ließ erklären, auch sie lehne den 
Antrag der Fraktion der SPD ab. Er enthalte eine Viel- 
zahl von Ungereimtheiten und Unklarheiten, wenn 
man auch nicht verkenne, daß einzelne Vorschläge 
allgemeine Übereinstimmung finden würden, 
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Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft bittet den 
Deutschen Bundestag, dem Votum des Ausschusses 
zu folgen. 


Bonn, den 19. Juni 1991 


Dr.-Ing. Rainer Jork Günter Rixe Dirk Hansen 

Berichterstatter 
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